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 mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über die schädlichen 
Auswirkungen einseitiger Zwangsmaßnahmen in den Berei-
chen internationale Beziehungen, Handel, Investitionen und 
Zusammenarbeit, 

 tief besorgt darüber, dass trotz der Empfehlungen, die 
von der Generalversammlung und den in letzter Zeit veran-
stalteten großen Konferenzen der Vereinten Nationen zu die-
ser Frage verabschiedet wurden, und im Widerspruch zu 
dem allgemeinen Völkerrecht und der Charta der Vereinten 
Nationen auch weiterhin einseitige Zwangsmaßnahmen er-
lassen und angewandt werden, mit all ihren schädlichen 
Auswirkungen, namentlich ihren Extraterritorialwirkungen, 
auf die sozialen und humanitären Tätigkeiten und auf die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Entwicklungs-
länder, wodurch zusätzliche Hindernisse für die volle Wahr-
nehmung aller Menschenrechte durch Völker und Einzelper-
sonen errichtet werden, die der Herrschaftsgewalt von Dritt-
staaten unterstehen, 

 eingedenk aller Extraterritorialwirkungen einseitiger 
gesetzgeberischer, administrativer und wirtschaftlicher Maß-
nahmen, Politiken und Praktiken mit Zwangscharakter, die 
sich gegen den Entwicklungsprozess und die verstärkte Gel-
tendmachung der Menschenrechte in den Entwicklungslän-
dern richten und die volle Verwirklichung aller Menschen-
rechte behindern, 

 Kenntnis nehmend von den fortlaufenden Bemühungen 
der Allen Mitgliedstaaten offen stehenden Arbeitsgruppe der 
Menschenrechtskommission für das Recht auf Entwicklung 
und insbesondere in Bekräftigung ihrer Kriterien, nach de-
nen einseitige Zwangsmaßnahmen eines der Hindernisse für 
die Verwirklichung der Erklärung über das Recht auf Ent-
wicklung296 darstellen, 

 1. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, keinerlei 
einseitige Maßnahmen zu verabschieden oder anzuwenden, 
die nicht im Einklang mit dem Völkerrecht und der Charta 
der Vereinten Nationen stehen, insbesondere keine Zwangs-
maßnahmen mit allen ihren Extraterritorialwirkungen, wel-
che die Handelsbeziehungen zwischen den Staaten behin-
dern und so der vollen Verwirklichung der in der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte297 und anderen interna-
tionalen Rechtsakten auf dem Gebiet der Menschenrechte 
verkündeten Rechte im Weg stehen, insbesondere dem 
Recht von Einzelpersonen und Völkern auf Entwicklung; 

 2. bittet alle Staaten, gegebenenfalls die Verabschie-
dung administrativer oder gesetzgeberischer Maßnahmen zu 
erwägen, um der extraterritorialen Anwendung oder den Ex-
traterritorialwirkungen einseitiger Zwangsmaßnahmen ent-
gegenzutreten; 

 3. verwirft einseitige Zwangsmaßnahmen mit allen 
ihren Extraterritorialwirkungen als ein Mittel politischer 
oder wirtschaftlicher Druckausübung gegen ein Land, insbe-
_____________ 
296 Resolution 41/128, Anlage. 
297 Resolution 217 A (III). 

sondere gegen Entwicklungsländer, wegen ihrer schädlichen 
Auswirkungen auf die Verwirklichung aller Menschenrechte 
weiter Kreise ihrer Bevölkerung, insbesondere von Kindern, 
Frauen und älteren Menschen; 

 4. fordert diejenigen Mitgliedstaaten, die derartige 
Maßnahmen ergriffen haben, auf, ihre Verpflichtungen und 
Verantwortlichkeiten aus den internationalen Rechtsakten 
auf dem Gebiet der Menschenrechte, deren Vertragspartei 
sie sind, zu erfüllen, indem sie diese Maßnahmen so bald 
wie möglich aufheben; 

 5. bekräftigt in diesem Zusammenhang das Recht al-
ler Völker auf Selbstbestimmung, kraft dessen sie ihren poli-
tischen Status frei bestimmen und ihrer wirtschaftlichen, so-
zialen und kulturellen Entwicklung frei nachgehen können; 

 6. fordert die Menschenrechtskommission nach-
drücklich auf, bei ihren Arbeiten im Zusammenhang mit der 
Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung die schädlichen 
Auswirkungen einseitiger Zwangsmaßnahmen, einschließ-
lich des Erlasses einzelstaatlicher Gesetze und ihrer extrater-
ritorialen Anwendung, voll zu berücksichtigen; 

 7. ersucht die Hohe Kommissarin der Vereinten Na-
tionen für Menschenrechte, bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
im Zusammenhang mit der Förderung, der Verwirklichung 
und dem Schutz des Rechts auf Entwicklung und angesichts 
der Wirkungen, die einseitige Zwangsmaßnahmen nach wie 
vor auf die Bevölkerung von Entwicklungsländern ausüben, 
in ihrem Jahresbericht an die Generalversammlung vorran-
gig auf diese Resolution einzugehen; 

 8. ersucht den Generalsekretär, die Aufmerksamkeit 
aller Mitgliedstaaten auf diese Resolution zu lenken, weiter-
hin ihre Auffassungen und Auskünfte über die Implikationen 
und schädlichen Auswirkungen einseitiger Zwangsmaßnah-
men auf ihre Bevölkerung einzuholen und der Generalver-
sammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung einen ana-
lytischen Bericht hierzu vorzulegen, der praktische Präven-
tivmaßnahmen in dieser Hinsicht hervorhebt; 

 9. beschließt, diese Frage auf ihrer siebenundfünf-
zigsten Tagung unter dem Unterpunkt "Menschenrechtsfra-
gen, einschließlich anderer Ansätze zur besseren Gewährlei-
stung der effektiven Ausübung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten" mit Vorrang zu behandeln. 

RESOLUTION 56/149 

Verabschiedet auf der 88. Plenarsitzung am 19. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/583/Add.2, Ziffer 109)298. 

_____________ 
298 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Südafrika (im Namen der Mitgliedstaaten der 
Vereinten Nationen, die Mitglieder der Bewegung der nichtgebundenen 
Länder sind, sowie Chinas). 
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56/149. Stärkung der internationalen Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Menschenrechte 

 Die Generalversammlung, 

 in Bekräftigung ihrer Entschlossenheit, im Sinne der 
Charta der Vereinten Nationen, insbesondere des Artikels 1 
Absatz 3, sowie der einschlägigen Bestimmungen der Erklä-
rung und des Aktionsprogramms von Wien, die am 25. Juni 
1993 von der Weltkonferenz über Menschenrechte verab-
schiedet wurden299, die internationale Zusammenarbeit zu 
fördern, damit es in stärkerem Umfang zu einer echten Zu-
sammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten auf dem Gebiet 
der Menschenrechte kommt, 

 unter Hinweis auf ihre Verabschiedung der Millenni-
ums-Erklärung der Vereinten Nationen am 8. September 
2000300 und ihrer Resolution 55/109 vom 4. Dezember 2000 
sowie Kenntnis nehmend von der Resolution 2001/67 der 
Menschenrechtskommission vom 25. April 2001 über die 
Stärkung der internationalen Zusammenarbeit auf dem Ge-
biet der Menschenrechte301, 

 sowie unter Hinweis auf die vom 31. August bis 
8. September 2001 in Durban (Südafrika) veranstaltete Welt-
konferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz 
und ihre Rolle bei der Stärkung der internationalen Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte, 

 anerkennend, dass die Stärkung der internationalen Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte für die 
volle Verwirklichung der Ziele der Vereinten Nationen, na-
mentlich für die wirksame Förderung und den wirksamen 
Schutz aller Menschenrechte, unabdingbar ist, 

 erneut erklärend, dass der Dialog zwischen den Reli-
gionen, Kulturen und Zivilisationen auf dem Gebiet der 
Menschenrechte in hohem Maße zur Stärkung der interna-
tionalen Zusammenarbeit auf diesem Gebiet beitragen könn-
te, und unter Hinweis auf ihren Beschluss, das Jahr 2001 
zum Internationalen Jahr des Dialogs zwischen den Kulturen 
zu erklären, sowie auf ihre Resolution 55/23 vom 13. No-
vember 2000 und ihre Resolution 56/6 vom 9. November 
2001 "Globale Agenda für den Dialog zwischen den Kul-
turen",  

 hervorhebend, dass es gilt, weitere Fortschritte bei der 
Förderung und Festigung der Achtung vor den Menschen-
rechten und Grundfreiheiten zu erzielen, unter anderem 
durch internationale Zusammenarbeit, 

 die Tatsache unterstreichend, dass gegenseitiges Ver-
ständnis, Dialog, Zusammenarbeit, Transparenz und Ver-

_____________ 
299 A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III. 
300 Siehe Resolution 55/2. 
301 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2001, 
Supplement No. 3 (E/2001/23), Kap. II, Abschnitt A. 

trauensbildung wichtige Bestandteile aller Tätigkeiten zur 
Förderung und zum Schutz der Menschenrechte sind, 

 unter Hinweis auf die Verabschiedung der Resolution 
2000/22 vom 18. August 2000 "Förderung des Dialogs über 
Menschenrechtsfragen" durch die Unterkommission für die 
Förderung und den Schutz der Menschenrechte auf ihrer 
zweiundfünfzigsten Tagung302, 

 1. erklärt erneut, dass die Förderung, der Schutz und 
die Festigung der Achtung vor den Menschenrechten und 
Grundfreiheiten unter anderem durch internationale Zusam-
menarbeit eines der Ziele der Vereinten Nationen und die 
Aufgabe aller Mitgliedstaaten ist; 

 2. erklärt außerdem erneut, dass der Dialog zwi-
schen den Kulturen und Zivilisationen die Förderung einer 
Kultur der Toleranz und der Achtung vor der Vielfalt er-
leichtert, und begrüßt in diesem Zusammenhang die Veran-
staltung mehrerer Konferenzen und Tagungen auf nationaler, 
regionaler und internationaler Ebene über den Dialog zwi-
schen den Kulturen sowie die von der Generalversammlung 
am 8. und 9. November 2001 unter dem Tagesordnungs-
punkt "Jahr des Dialogs zwischen den Kulturen" abgehalte-
nen Sitzungen; 

 3. vertritt die Auffassung, dass die internationale Zu-
sammenarbeit auf diesem Gebiet im Einklang mit den in der 
Charta der Vereinten Nationen verankerten Zielen und 
Grundsätzen und mit dem Völkerrecht wirkungsvoll und 
konkret zur dringend gebotenen Verhütung von Verletzun-
gen der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle beitra-
gen sollte; 

 4. erklärt erneut, dass die Förderung, der Schutz und 
die volle Verwirklichung aller Menschenrechte und Grund-
freiheiten von den Grundsätzen der Universalität, der Nicht-
selektivität, der Objektivität und der Transparenz geleitet 
sein sollen, in einer Art und Weise, die mit den in der Charta 
verankerten Zielen und Grundsätzen vereinbar ist; 

 5. fordert die Mitgliedstaaten, die Sonderorganisa-
tionen und die zwischenstaatlichen Organisationen auf, auch 
weiterhin einen konstruktiven Dialog und Konsultationen 
zur Vertiefung des Verständnisses und zur Förderung und 
zum Schutz aller Menschenrechte und Grundfreiheiten zu 
führen, und ermutigt die nichtstaatlichen Organisationen, ak-
tiv dazu beizutragen; 

 6. bittet die Staaten und die zuständigen Einrichtun-
gen und Verfahren der Vereinten Nationen auf dem Gebiet 
der Menschenrechte, auch weiterhin die Bedeutung der 
wechselseitigen Zusammenarbeit, des gegenseitigen Ver-
ständnisses und des Dialogs miteinander zu beachten, wenn 
es darum geht, die Förderung und den Schutz aller Men-
schenrechte zu gewährleisten; 

_____________ 
302 Siehe E/CN.4/2001/2-E/CN.4/Sub.2/2000/46, Kap. II, Abschnitt A. 
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